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Stellungnahme zum Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Gesetzes zur Aus-
führung des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch und des § 6b Bundeskindergeldge-
setz (Drucksache 17/2159) 

Das Schleswig-Holsteinische Landessozialgericht bedankt sich für die Übersendung des 

Gesetzentwurfs zur Änderung des Ausführungsgesetzes zum Zweiten Buch Sozialgesetz-

buch (SGB II) und nimmt hierzu wie folgt Stellung: 

1. Aus Sicht der Sozialgerichtsbarkeit des Landes sind alle Ansätze zu begrüßen, die zu 

einer besseren Handhabbarkeit und leichteren verwaltungsmäßigen Umsetzung des 

Grundsicherungsrechts führen. Durch die Einführung des Grundsicherungsrechts (um-

gangssprachlich Hartz IV) sind nicht nur die Verwaltungen, sondern auch die Sozialgerich-

te seit Jahren stark belastet. Entgegen dem Bundestrend sind auch im Jahr 2011 in 

Schleswig-Holstein wie auch in Berlin und Brandenburg die Eingänge in Hauptsachen und 

einstweiligen Anordnungen noch einmal angestiegen. Dabei ist die Erfolgsquote (volles 

oder teilweises Obsiegen der Kläger oder Antragsteller) mit mehr als einem Drittel aller 

Verfahren vergleichsweise hoch – wie übrigens in allen Bundesländern. Mittelfristig wird 

nur eine korrekte und für die Betroffenen verständliche Leistungsberechnung und Leis-

tungsbewilligung durch die Jobcenter und Optionskommunen dazu führen, dass die Belas-

tung der Sozialgerichte abnimmt. Die Anrufung der Gerichte ist aus Sicht der Betroffenen 

erforderlich, um die nach ihrer Auffassung falschen oder unverständlichen Verwaltungs-
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entscheidungen überprüfen zu lassen. Der vorliegende Gesetzentwurf erlaubt es den 

Kommunen Satzungen im Bereich der Kosten der Unterkunft zu erlassen. Es besteht da-

mit grundsätzlich die Chance, in einem besonders streitanfälligen Bereich für SGB II-

Empfänger mehr Transparenz und Vorhersehbarkeit herzustellen. 

In formeller Hinsicht bestehen gegen den Gesetzentwurf keine Bedenken. Die den Kreisen 

und kreisfreien Städten eingeräumte Ermächtigung zum Erlass sog. Angemessenheitsat-

zungen dürfte auch insbesondere im Hinblick auf das Konnexitätsprinzip rechtlich unbe-

denklich sein, da nicht etwa Aufgaben als solche übertragen werden, sondern es lediglich 

um die durch Bundesgesetz vorgesehene Festschreibung „regionaler Grenzwerte“ geht. 

2. Dass der Landesgesetzgeber von der ihm durch § 22a Abs. 1 Satz 1 SGB II eröffneten 

Möglichkeit Gebrauch machen will, die kommunalen Träger zum Erlass von Satzungen zur 

Bestimmung des angemessenen Aufwands für Unterkunft und Heizung zu ermächtigen, 

wird grundsätzlich befürwortet. 

Wie bereits im Rahmen meiner Anhörung als Sachverständige vor dem Ausschuss für Ar-

beit und Soziales des Deutschen Bundestages zum Entwurf eines Gesetzes zur Ermittlung 

von Regelbedarfen und zur Änderung des Zweiten und Zwölften Buches Sozialgesetzbuch 

am 22. November 20101 ausgeführt,  entspricht die Möglichkeit zur Satzungsermächtigung 

dem Bedürfnis nach der Berücksichtigung regionaler Besonderheiten und der Rechtssi-

cherheit. Die kommunale Satzung beinhaltet für den Komplex der Bestimmung der Ange-

messenheitsgrenzen für Unterkunft und Heizung vor allem angesichts einer hochdifferen-

zierten höchstrichterlichen Rechtsprechung Vorteile. Dazu gehören u.a. Transparenz 

durch Offenlegung der Ermittlungsmethodik, Akzeptanz und Verankerung in der örtlichen 

Gemeinschaft sowie verbindliche Leitlinien für Leistungsempfänger und Behörden glei-

chermaßen. 

3. Ob das mit den Regelungen der §§ 22a-c SGB II verfolgte Ziel erreicht wird, die regio-

nalen Besonderheiten des Wohnungsmarktes transparent abzubilden und die Streitanfäl-

ligkeit und Anzahl der Streitverfahren über die Unterkunftskosten (deutlich) zu verringern, 

hängt von der konkreten Umsetzung ab und bleibt abzuwarten. Auch mit der „Satzungslö-

sung“ dürften zweifellos Unsicherheiten verbunden sein. Zunächst muss durch die Recht-

sprechung der Inhalt und die Reichweite der Ermächtigung geklärt werden. Dies gilt vor 

allem für den Begriff der Angemessenheit im Hinblick auf die inhaltlichen Anforderungen 
                                           
1 Ausschussdrucksache 17(11) 329, siehe Anlage 
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an eine Satzung einerseits und der allgemeinen einzelfallbezogenen Bestimmung ange-

messener Unterkunftskosten nach § 22 Abs. 1 SGB II andererseits. 

Eine Satzung wird außerdem nur dann Rechtssicherheit schaffen können, wenn sie sich 

im Rahmen einer Normenkontrolle durch das Landessozialgericht als inhaltlich und vor 

allem auch formell rechtmäßig erweist. In diesem Zusammenhang ist ausdrücklich darauf 

hinzuweisen, dass anders als in Teilen des Verwaltungsrechts keine Heilungsmöglichkei-

ten bei formalen Fehlern vorgesehen sind. 

Es ist ferner anzumerken, dass die gesetzlich durch § 22 Abs. 1 Satz 2 SGB II geschaffe-

ne Möglichkeit des Genehmigungsvorbehalts als präventive Kontrolle durch die oberste 

Landesbehörde oder eine von ihr bestimmte Stelle nicht in den Gesetzentwurf in Schles-

wig-Holstein aufgenommen wurde. Durch die Wahrnehmung dieser Option könnte jedoch 

möglicherweise formale oder inhaltliche Fehler in kommunalen Satzungen minimiert oder 

verhindert werden.2

gez. 

Dr. Christine Fuchsloch 

Präsidentin des Landessozialgerichts 

                                           
2 s. BT-Drs. 17/3404 Seite 100 






























